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Geschätzte Unterstützer und Unterstützerinnen, anbei einige Anregungen für Leserbriefe. Bitte diese immer nur in veränderter Form an die Redaktionen Deiner Wahl senden.

Leserbrief 1:

Wir zahlen – und die SRG macht Kampagne gegen uns
[bookmark: _GoBack]
Ich finde es stossend, dass die SRG ihre eigenen Stars auf «Beizentour» schickt, um gegen die Gebührensenkungsinitiative Stimmung zu machen – und das alles mit unseren Geldern! Über die Hälfte der Bevölkerung ist laut Umfragen für die Initiative, muss jetzt aber zusehen, wie ihre Gebühren für Abstimmungspropaganda eingesetzt werden, die ihrer Meinung widerspricht. Das ist schlicht unfair. Ein staatlich finanzierter Sender darf keine Kampagne in eigener Sache führen. Die SRG sollte informieren, nicht beeinflussen. Wenn sie das Vertrauen der Bevölkerung behalten will, muss sie endlich mit Transparenz und Zurückhaltung vorangehen – nicht mit Selbstverteidigung auf Kosten der Gebührenzahler.

Leserbrief 2:

200 Franken reichen für starken Service public

Die SRG braucht keine Milliarden, um ihren Auftrag zu erfüllen. 200 Franken pro Jahr genügen, um Information, Bildung und Kultur in allen Landesteilen zu garantieren. Heute verschwendet die SRG Geld für überteuerte Shows und Onlineportale, die private Medien besser bedienen. Unsere Initiative sorgt für Fairness: Haushalte werden entlastet, KMU zahlen nicht doppelt, und der Service public bleibt gesichert. Qualität statt Überfluss – das ist echter Service public.

Leserbrief 3:

Fairness statt Zwang: Warum 200 Franken genug sind

Die SRG-Initiative ist kein Angriff auf den Service public, sondern eine Einladung zu Vernunft und Fairness. Niemand will Information oder Kultur abschaffen – aber die SRG ist übermächtig geworden. Mit jährlich 1,3 Milliarden Franken konkurriert sie private Medien, finanziert teure Unterhaltungsshows und mischt auf Social Media mit, während die Bevölkerung und Unternehmen immer mehr zahlen. 200 Franken pro Haushalt sichern den Grundauftrag weiterhin, und dank Finanzausgleich bleiben alle Sprachregionen gleichbehandelt. Unternehmen werden endlich von einer unsinnigen Doppelbelastung befreit, und Junge müssen nicht länger ein Angebot mitfinanzieren, das sie kaum nutzen. Diese Initiative steht für Qualität, Effizienz und Gerechtigkeit – drei Werte, die die SRG längst vergessen hat.




Leserbrief 4:

Ein starker Service public braucht keine Zwangsgebühren im Übermass

Die Schweiz hat die höchsten Rundfunkgebühren der Welt. 335 Franken pro Jahr und Haushalt sind einfach zu viel. Die SRG ist in den letzten Jahren weit über ihren Auftrag hinausgewachsen: sieben Fernsehsender, 17 Radioprogramme, Dutzende Online-Plattformen und Social-Media-Auftritte – alles finanziert durch Zwangsgebühren. Das hat mit Service public nichts mehr zu tun. Unsere Initiative will Ordnung schaffen: 200 Franken pro Jahr reichen völlig aus, um Information, Bildung und Kultur in allen Landesteilen sicherzustellen. Der Finanzausgleich zwischen den Sprachregionen bleibt bestehen – niemand wird benachteiligt. Gleichzeitig sollen Unternehmen nicht länger doppelt zahlen: im Betrieb und privat. Diese versteckte Mediensteuer belastet KMU mit über 180 Millionen Franken pro Jahr. Auch Junge profitieren: Sie konsumieren Medien anders – online, flexibel, unabhängig – und sollen nicht gezwungen werden, für Inhalte zu zahlen, die sie nicht nutzen. 200 Franken sind genug, um Vielfalt, Qualität und Unabhängigkeit zu sichern – ohne Verschwendung und ohne Zwang.

Leserbrief 5:

Weniger Zwang, mehr Freiheit

Wir Junge informieren uns über Streaming, Podcasts und Social Media – aber zahlen trotzdem 335 Franken SRG-Gebühr im Jahr. Für was eigentlich? 200 Franken wären fair. Damit bleibt der Service public erhalten, aber ohne Zwang und Überfluss. Die SRG soll sich auf Information und Kultur konzentrieren, nicht auf Unterhaltungsshows oder Polit-Talks. Ein moderner Service public braucht kein Milliardenbudget, sondern Glaubwürdigkeit, Vielfalt und Effizienz.

Leserbrief 6:

KMU sollen nicht doppelt zahlen

Die SRG kassiert auch bei den Betrieben – obwohl ein Unternehmen weder hören noch sehen kann. Allein das Gewerbe zahlt jährlich rund 180 Millionen Franken. Die Initiative «200 Franken sind genug» beendet diese Doppelbelastung. Firmen werden befreit, private Haushalte entlastet, der Service public bleibt bestehen. Eine schlanke, effiziente SRG ist im Interesse aller – ausser vielleicht der SRG selbst.

Leserbrief 7:

Zu viel Politik, zu wenig Service public

Die SRG hat ihren Auftrag verloren. Statt neutral zu informieren, mischt sie sich in politische Debatten ein und produziert Formate, die mit öffentlichem Interesse nichts zu tun haben. Mit 200 Franken bleibt genug Geld für echten Service public: Nachrichten, Bildung, Kultur – in allen Landessprachen. Die Reduktion zwingt die SRG endlich, effizient und ausgewogen zu arbeiten. Eine unabhängige Demokratie braucht keine staatlich überversorgte SRG, sondern faire Medien.


Leserbrief 8:

Auch wir Pensionierten spüren jeden Franken

Ich lebe von meiner Rente und merke, wie alles teurer wird – von der Krankenkasse bis zum Einkauf. 335 Franken pro Jahr für die SRG sind für viele ältere Menschen kein kleiner Betrag. 200 Franken wären fair und immer noch genug, damit die SRG ihren Auftrag erfüllen kann. Ich schaue gerne Nachrichten und Kulturprogramme, aber ich brauche keine teuren Shows und Reality-Formate. Die Initiative entlastet uns, ohne den Service public zu gefährden.

Leserbrief 9:

SRG auf Beizentour

Dass die SRG ihre «Stars» auf eine Beizentour durch die ganze Schweiz schickt, wäre eigentlich nichts Schlechtes – wenn es wirklich um Dialog ginge. Doch wer sich diese Anlässe anschaut, merkt schnell: Es geht nicht ums Zuhören, sondern um Abstimmungswerbung in eigener Sache.
Wir Gebührenzahler finanzieren eine Roadshow, die gegen eine Initiative gerichtet ist, die von über der Hälfte der Bevölkerung unterstützt wird. Das hat mit Service public wenig zu tun, sondern viel mit Selbstschutz.
Besonders irritierend: In Netstal (GL) sagte Urs Leuthard, Chef der Bundeshausredaktion der SRG, selbst, die SRG stehe «links der Mitte». Damit bestätigt er, was viele schon lange vermuten.
Die SRG sollte sich wieder auf ihren Auftrag konzentrieren – objektiv zu informieren, statt ihre eigene Existenz zu verteidigen. Vertrauen gewinnt man nicht mit Propaganda in der Beiz, sondern mit Glaubwürdigkeit.

Leserbrief 10:
	
Mit Zwangsgebühren auf Werbetour

Die SRG tourt durchs Land, um den Leuten zu erklären, warum sie keine tieferen Gebühren verdienen. Finanziert wird diese «Beizentour» ironischerweise genau von jenen, die sie kritisieren sollen: den Gebührenzahlern.
Ein staatsnaher Sender, der mit Zwangsgebühren auf Werbetour geht, überschreitet eine rote Linie. Der Service public soll informieren, nicht Meinung machen.
Die Bevölkerung hat das Recht, eine Senkung zu fordern, ohne dafür auch noch die Gegenkampagne mitfinanzieren zu müssen. Fairer Wettbewerb der Argumente – ja. Öffentlich finanzierte Abstimmungspropaganda – nein danke.
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